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Ubersicht

Mit der Anderung des Gesetzes soll die Férderung der wissenschaftsbasierten Innovation durch die Innosuisse
so ausgestaltet werden, dass sie sich besser an das dynamische Umfeld anpassen kann. Zudem soll das Gesetz
in einzelnen Punkten, wo sich seit dem Inkrafttreten 2014 Anpassungsbedarf gezeigt hat, revidiert werden.

Inhalt der Vorlage

Die heutigen Bestimmungen im Bundesgesetz (iber die Forderung der Forschung und der Innovation (FIFG) lassen
wenig Spielraum, um die Innovationsférderung innert niitzlicher Frist an ein dynamisches Umfeld anzupassen. Dies ist
jedoch nétig, um eine an den Bedurfnissen der Innovationsakteure orientierte, wirkungsvolle Férderung sicherzustellen
und bei Bedarf die Férdermassnahmen zu konkretisieren. Deshalb sollen die Artikel 18-23 FIFG angepasst werden.

Die Vorlage umfasst in einem zweiten Teil weitere wichtige Anderungsantrage des FIFG. Sie betreffen die Reserven der
Innosuisse und des Schweizerischem Nationalfonds (SNF). Alle tbrigen Anpassungen sind lediglich formeller Art oder
Nachflhrungen der Praxis.



1. Ausgangslage
1.1 Handlungsbedarf und Ziele
1.1.1 Innovationsférderung

In den Artikeln 19 ff. des Bundesgesetzes vom 14. Dezember 2012 (iber die Férderung der Forschung und der Innovati-
on (FIFG, SR 420.1) sind die Instrumente der Schweizerischen Agentur fiir Innovationsférderung (Innosuisse) fiir die
Forderung der wissenschaftsbasierten Innovation detailliert beschrieben. Sie lassen wenig Spielraum, um die Innovati-
onsforderung innert nitzlicher Frist den Entwicklungen, wie Innovation geschaffen wird, anzupassen. Innovation ge-
schieht jedoch in einem dynamischen Umfeld, was dazu flihrt, dass sich auch die Bediirfnisse der Innovationsférderung
rasch andern kdnnen. Diesem Umstand ist bei der Regelung der Aufgaben von Innosuisse auf Gesetzesstufe verbessert
Rechnung zu tragen.

Die strategischen Ziele des Bundesrates fiir die Innosuisse 2018-2020 vom 8. Dezember 2017 sehen denn auch vor,
dass die Innosuisse den Bedarf an wissenschaftsbasierter Innovationsférderung kontinuierlich eruiert, Licken und Opti-
mierungsbedarf im eigenen Forderinstrumentarium erkennt und im Hinblick auf die nachste BFI-Forderperiode ihre For-
derinstrumente grundsatzlich Gberprift, Anpassungen im Forderinstrumentarium und seiner rechtlichen Regulierung
erarbeitet und im Mehrjahresprogramm 2021-2024 Ldsungsansatze flur eine im dynamischen Umfeld schnell anpas-
sungsfahige Innovationsférderung darlegt. Die Arbeiten der Innosuisse am Mehrjahresprogramm 2021-2024 haben nun
gezeigt, dass die bestehenden Instrumente teilweise liberarbeitet und erneuert und neue Instrumente geschaffen werden
mussen, wenn die Bedurfnisse einer zeitgerechten Innovationsférderung befriedigt werden sollen.

Die heutigen auf Gesetzesstufe festgelegten Regelungen nehmen auf besondere, in der Innovationsférderung wichtige
Konstellationen keine Riicksicht. Der Bundesrat schlagt deswegen mit der vorliegenden Anderung des FIFG im Bereich
der Innovationsférderung vor, dass die Instrumente der Innosuisse einerseits den im Rahmen des Mehrjahresprogramms
eruierten Bedirfnissen angepasst werden und andererseits generell auf Gesetzesstufe eine gewisse Flexibilisierung der
Instrumente geschaffen wird, die es erlaubt, die Innovationsférderung den sich teilweise rasch andernden Gegebenhei-
ten schneller anzupassen, als dies derzeit moglich ist.

1.1.2 Ubrige Anderungsantrige

Der Bundesrat hat im Sommer 2018 die revidierten Statuten des Vereins Akademien der Wissenschaften Schweiz ge-
nehmigt und damit die Reorganisation der Akademien abgeschlossen. Mit der Reorganisation wurden die beiden
Stiftungen TA SWISS und Science Cité statutarisch in den Verein Akademien der Wissenschaften Schweiz integriert.
Diese beiden Kompetenzzentren sollen nun auch im FIFG zusatzlich zu den vier Akademien namentlich erwahnt wer-
den.

Die heute geltende Reserveobergrenze von 10 Prozent beim Schweizerischen Nationalfonds (SNF) und bei der Inno-
suisse schrankt die beiden Institutionen in ihren Mdglichkeiten, eine im Zeitverlauf stabile Férderpolitik zu verfolgen, ein.
Mit einer Ausnahmeregelung sollen sowohl SNF als auch Innosuisse die Kontinuitat in ihren Férdervolumen besser
gewahren konnen.

Die Zweckbestimmung der Ressortforschung in Artikel 16 Absatz 1 FIFG soll der Lesbarkeit halber im deutschen Text
geringfigig umformuliert und die Reihenfolge der Massnahmen in Absatz 2 geandert werden.

In der internationalen Zusammenarbeit soll der Kreis der méglichen Beitragsempfanger fiir verschiedene Beitrage ver-
einheitlicht werden.

1.2 Gepriifte Alternativen und gewahlte Losung
1.2.1 Innovationsforderung

Um die in der Innovationsférderung gesetzten Ziele zu erreichen, wurden die nachfolgend beschriebenen Alternativen
gepruft.

Ein mogliches Konzept bestiinde darin, im FIFG kiinftig einzig noch die Aufgaben, Zielsetzungen und wichtigsten
Grundsatze des Bundes im Bereich der Innovationsférderung zu regeln und die Innosuisse zu ermachtigen, die Details
im Rahmen nachgeordneter Bestimmungen (namentlich in der Beitragsverordnung) selber zu regeln. Eine ahnliche
Regelung besteht heute mit Artikel 10 FIFG fiir den Schweizerischen Nationalfonds (SNF). Diese Mdglichkeit wurde
verworfen, weil sich die Innovationsférderung der Innosuisse in einem ordnungspolitisch sensibleren Bereich bewegt als
die Forschungsforderung des SNF.

Aus den gleichen Uberlegungen ebenfalls verworfen wurde die Méglichkeit, im Gesetz nur noch die einzelnen Hand-
lungsfelder abzustecken und der Innosuisse die Mdglichkeit einzurdumen, innerhalb dieser Handlungsfelder im Rahmen
ihrer Beitragsverordnung weitere Forderinstrumente einzufihren.
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Stattdessen wird ein Vorgehen vorgeschlagen, das die einzelnen Fordertatbestande, die wesentlichen Foérdervorausset-
zungen und den Kreis der Beitragsberechtigten im Gesetz weiterhin festlegt. Insbesondere fiir das in subventionsrechtli-
cher Hinsicht weitaus gewichtigste Forderinstrument, die Innovationsprojektférderung, steckt das Gesetz den Rahmen
genau ab, erweitert diesen jedoch in klar definierten Fallen, um die Wirksamkeit und internationale Wettbewerbsfahigkeit
der schweizerischen Innovationsférderung auch kinftig zu erhalten. Wie bis anhin sollen die Forderinstrumente und die
Fordervoraussetzungen in der Beitragsverordnung der Innosuisse weiter konkretisiert werden miissen. Die betroffenen
Kreise sollen bei der Erarbeitung konsultiert werden und die Beitragsverordnung bedarf weiterhin (wie im bisherigen
Verfahren) letztlich der Genehmigung des Bundesrats. Die vorgeschlagene Regelung lasst zwar fiir die Innosuisse einen
im Vergleich zum SNF weniger grossen regulatorischen Kompetenzspielraum; sie wird ihr aber gleichwohl ermdglichen,
im Bereich der wissenschaftsbasierten Innovation immer dort tatig zu werden, wo der Markt die Innovationskraft der
schweizerischen Volkswirtschaft nicht alleine zu sichern vermag.

1.2.2 Ubrige Anderungsantrige

Die (ibrigen Anderungsantrage drangen sich aus je unterschiedlichen Griinden auf, auf die in den betreffenden Ziffern
2.2.1 — 2.2.5 des erlauternden Berichts eingegangen wird. Es eriibrigt sich, verschiedene Handlungsalternativen darzu-
legen.

1.3 Verhiltnis zur Legislaturplanung und zu Strategien des Bundesrates

Die Vorlage ist weder in der Botschaft vom 27. Januar 2016 zur Legislaturplanung 2015-2019 noch im Bundesbe-
schluss vom 14. Juni 2016° tiber die Legislaturplanung 2015-2019 angekiindigt.

2. Grundziige der Vorlage
21 Neuregelung der Innovationsforderung

Die beantragte Neuregelung der Innovationsférderung betrifft die Artikel 18-23 des geltenden FIFG, in denen die Hand-
lungsfelder der Innovationsférderung durch den Bund (Art. 18) und die Innosuisse im Speziellen (Art. 19-23 FIFG) be-
schrieben werden. Neu geregelt werden insbesondere folgende Punkte:

a) Projektférderung, Bandbreite fir Beteiligung des Umsetzungspartners: Die bisher vorgeschriebene grundsatz-
lich halftige Beteiligung der Umsetzungspartner (Unternehmen) wird ersetzt durch eine angemessene Beteiligung der
Umsetzungspartner von in der Regel 40 bis 60 Prozent der Gesamtprojektkosten. In begriindeten Einzelfallen kann die
Innosuisse auch héhere oder tiefere Beitrage gewahren.

b) Start-up/Spin-off-Férderung: direkte Forderung von wissensbasierten Innovationsprojekten von Jungunterneh-
men in der Projektférderung: Der Transfer von in der Wissenschaft erarbeiteten Kenntnissen in die Praxis soll damit
beschleunigt werden und der Start-up-Okonomie Auftrieb verleihen.

c) Nachwuchsférderung: Es soll vermehrt dem Grundsatz des lebenslangen Lernens Rechnung getragen werden.
Neben Stipendien oder zinslosen Darlehen flir Gastaufenthalte soll die Innosuisse neu auch die Teilnahme an Machbar-
keitsstudien oder Weiterbildungskursen mit Beitrdgen férdern kénnen. Anstelle von Stipendien bzw. Darlehen soll die
Innosuisse ausserdem im Einzelfall dem Arbeitgeber der zu férdernden Person die Lohnfortzahlungskosten ausrichten
kénnen, damit das Arbeitsverhaltnis weitergefihrt werden kann.

d) Férderung des wissenschaftsbasierten Unternehmertums und Férderung des Wissens- und Technologietrans-
fers und der Informationsvermittlung: Punktuelle Ergdnzungen der Rechtsgrundlagen.

e) Hoéchstsatz fiir Overheadbeitrage fur Projekte von Technologiekompetenzzentren bei Innosuisse: Der Bundesrat
soll dem Parlament einen Hochstsatz beantragen kdnnen, der héher ist als derjenige der ibrigen Hochschulforschungs-
statten. Aufgrund hoher Infrastrukturkosten sind die indirekten Forschungskosten bei den Technologiekompetenzzentren
mit dem geltenden Satz von 15 % nicht gedeckt.

Die beantragten Regelungen werden dem dynamischen Umfeld der Innovationsférderung besser gerecht. Auch die
konkret in der Mehrjahresplanung fiir die Jahre 2021-2024 vorgesehenen Massnahmen werden mit der neuen Regelung
rechtlich klar geregelt bzw. ermdglicht.

2.2 Ubrige Revisionspunkte
2.21 Akademien

Der Verbund der Akademien der Wissenschaften Schweiz (heute Verein Akademien der Wissenschaften Schweiz) ist
eine der beiden Forschungsforderungsinstitutionen der Schweiz (Art. 4 Bst. a FIFG). Er wurde im Jahr 2006 als Dachor-
ganisation der vier wissenschaftlichen Akademien gegriindet (Akademie der Naturwissenschaften Schweiz SCNAT,
Schweizerische Akademie der Geistes- und Sozialwissenschaften SAGW, Schweizerische Akademie der Medizinischen
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Wissenschaften SAMW, Schweizerische Akademie der Technischen Wissenschaften SATW). Der Verein umfasst das
grosste sowie aufgrund des Milizsystems kostenglinstigste wissenschaftliche Netzwerk bestehend aus schatzungsweise
100 000 Personen. Er ist organisiert in rund 160 Fachgesellschaften, 100 standigen Kommissionen sowie 29 kantonalen
Gesellschaften. Seit dem Jahr 2008 erfolgte im Auftrag von Bundesrat und Parlament eine Reorganisation der Akade-
mien (vgl. dazu die BFI-Botschaften 2008-20113, 2013-20164 und 2017-20205). Im Rahmen dieser Reorganisation ist
der Verein Akademien der Wissenschaften Schweiz um zwei Institutionen vergréssert worden, was nun noch formell im
Gesetz abgebildet werden soll: Die Stiftung TA-SWISS ist das Kompetenzzentrum fiir die Technologiefolgenabschat-
zung, wahrend die Stiftung Science et Cité iber spezifische Erfahrungen und Angebote fiir den Wissenschaftsdialog mit
der breiten Offentlichkeit verfiigt. Mit der Reorganisation wurden diese beiden Kompetenzzentren als gleichberechtigte
Partner der vier Akademien statutarisch in den Verein Akademien der Wissenschaften Schweiz integriert. Die Delegier-
tenversammlung der Akademien der Wissenschaften Schweiz genehmigte am 1. Februar 2018 die neuen Statuten des
Vereins Akademien der Wissenschaft Schweiz6. Die beiden Kompetenzzentren Stiftung TA-SWISS und Stiftung Science
Cité figurieren nun wie die vier Akademien als Mitglieder des Vereins (vgl. Art. 3 Statuten). Der Bundesrat hat am 1. Juni
2018 die revidierten Statuten des Vereins genehmigt und damit die Reorganisation der Akademien entsprechend statuta-
risch abgeschlossen. Die Kompetenzzentren Stiftung TA-SWISS und Stiftung Science Cité sollen nun neu auch im FIFG
zusatzlich zu den vier Akademien namentlich erwahnt werden.

2.2.2 Reserven des SNF

Der SNF gewahrt den Forschenden Forschungsforderungsbeitrage fir mehrjahrige, bis zu finf Jahre dauernde For-
schungsprojekte. In der Buchhaltung des SNF flihrt dies zu mehrjahrigen Vorbelastungen flir die Zukunft. Diese Vorbe-
lastungen des SNF aus den Zusprachen fiir Forschungsférderungsbeitrage richten sich auch nicht nach der vierjahrigen
BFI-Periode des Bundes. Um die Kontinuitat der Forschungsférderung finanziell sichern zu kénnen, ist der SNF auf die
Moglichkeit Reserven bilden zu kénnen angewiesen. Die heutige Regelung legt eine Reserveobergrenze von maximal
zehn Prozent des jeweiligen jahrlichen Bundesbeitrags fest. Der in der Jahresrechnung als «freie Reserve» dargestellte
Betrag stellt einen Bruchteil der gesamten Zusagen fiir Ausgaben in der Zukunft dar, die der SNF jeweils fiir die kinfti-
gen Forschungsforderungsbeitrage den Forschenden zugesprochen hat. So wird beispielsweise in der Jahresrechnung
2017 eine «freie» Reserve von 203 Mio. Franken ausgewiesen. Die Zusagen flir Auszahlungen in der Zukunft betragen
demgegenuber jedoch 1,112 Mia. Franken, davon allein fir das Folgejahr 2018 583 Mio. Franken. Zusatzlich ist zu
beachten, dass die Mdglichkeit zur Bildung von Rickstellungen tber zweckgebundene Fonds seit der vom Gesetz vor-
geschriebenen Umstellung auf den neuen Rechnungslegungsstandard im Geschaftsjahr 2015 eingeschrankt ist, was
den Abbau des Reservebestands erschwert. Die Férdervorbelastungen des SNF eines Folgejahrs (Jahr n+1) binden das
Budget des SNF im Jahr n zu rund 50 Prozent. Kurzfristige Budgetklrzungen, -aufstockungen oder Schwankungen in
der Nachfrage nach Férdermitteln im Jahr n wirken sich deshalb stark auf die jahrlichen Férdermdglichkeiten des SNF
aus und koénnen dazu fiihren, dass Neuzusprachen Uberproportional zuriick- oder hochgefahren werden miissen. Derar-
tige Effekte fihren zu einem «Stop and Go» im Férderniveau. Die Reserven des SNF dienen dazu, solche Schwankun-
gen aufzufangen und ermoglichen so eine maximal mdgliche Kontinuitat im Fordervolumen bzw. im Forderniveau des
SNF. Die Reserveobergrenze soll allerdings nicht zu hoch sein, da dies dazu fiihren wiirde, dass die Bundesmittel ihre
Wirkung spater entfalten als vom Parlament erwlinscht.

Die strikte Reserveobergrenze von 10 Prozent schrankt den SNF in seinem Anspruch, auf Qualitdts- und Nachfrage-
schwankungen sowie auf veranderte Bedirfnisse eingehen zu kénnen, ein. Um die Kontinuitat im finanziellen Fordervo-
lumen aufrechtzuerhalten und dem SNF eine optimale Aufgabenerfiillung zu ermdglichen, ist daher eine flexiblere Aus-
gestaltung der Reserveregelung erforderlich. Zu diesem Zweck soll die Reserveobergrenze von 10 Prozent pro Jahr
ausnahmsweise Uberschritten werden durfen.

BBI 2007 1223, hier 1309 ff.
BBI 2012 3099, hier 3196 ff.
BBI 2016 3089, hier 3190 ff.
http://www.akademien-schweiz.ch/index/Portrait/Auftrag/mainColumnParagraphs/03/text files/file/document/Statuten a+ 2018 sign de.pdf
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2.2.3 Reserven der Innosuisse

Wie der Schweizerische Nationalfonds spricht die Innosuisse Forderbeitrage tUber mehrere Jahre hinaus zu und fiihrt
damit Férdervorbelastungen mindestens im Umfang eines Jahresbudgets mit. Da das jahrliche Budget dadurch um rund
die Halfte gebunden ist, wirken sich kurzfristige Budgetkirzungen, -aufstockungen oder Nachfrageschwankungen nach
Fordermitteln stark aus und kénnen beispielsweise dazu filhren, dass Neuzusprachen Uberproportional stark zuriick-
oder hochgefahren werden missen. Um die Kontinuitét der Innovationsférderung finanziell sichern zu kdnnen, ist die
Innosuisse deshalb auf die Mdéglichkeit der Reservebildung angewiesen. Die heutige Regelung legt eine Reserveober-
grenze von maximal zehn Prozent des jeweiligen Jahresbudgets fest. Wie im Falle des SNF tragt diese starre Grenze
den Zielen der Reservebildung, insbesondere dem Ausgleich von jahrlichen Schwankungen in der Nachfrage nach Un-
terstltzungsleistungen, der Sicherstellung der Erfillung mehrjahriger Zusprachen und allgemein der Vermeidung von
Liquiditdtsengpassen zu wenig Rechnung. Sie schrankt die Innosuisse in ihrem Anspruch, auf Qualitéts- und Nachfrage-
schwankungen sowie auf veranderte Bedirfnisse eingehen zu kdnnen, ein. Um die Kontinuitat im finanziellen Férdervo-
lumen aufrechtzuerhalten und der Innosuisse eine optimale Aufgabenerfiillung zu erméglichen, ist daher auch hier eine
neue Regelung mit einer flexibleren Ausgestaltung der Reserveregelung erforderlich. Die Reserveobergrenze soll aller-
dings nicht zu hoch sein, da dies dazu fiihren wiirde, dass die Bundesmittel ihre Wirkung spater entfalten als vom Par-
lament erwlinscht.

2.2.4 Ressortforschung

Die Ressortforschung ist jede Art von wissenschaftlicher Forschung, deren Resultate die Bundesverwaltung zur Erfiillung
ihrer Aufgaben bendtigt und die sie initiiert, weil die entsprechende Forschung im Kontext des Verwaltungshandelns im
offentlichen Interesse liegt, wie z.B. das Verfligbharmachen von wissenschaftlichen Grundlagen fir die Politikentwicklung
und —ausgestaltung in den verschiedenen Politikbereichen. Anlasslich der Totalrevision des FIFG im Jahr 20127 erfolg-
ten Klarungen und Prazisierungen der Regelung der Ressortforschung hinsichtlich ihrer Aufgaben, ihrer Koordination
und ihrer Qualitatssicherung. So sollte das FIFG fortan als Rahmengesetz fir die Ressortforschung gelten, zusatzlich zur
Verankerung der Ressortforschung in den Spezialgesetzen, die die jeweilige Sachkompetenz des Bundes betreffen, zum
Beispiel die Landwirtschaft oder den Umweltschutz. Artikel 16 Absatz 2 nennt die Massnahmen der Ressortforschung:
Diese reichen von der Auftragsforschung liber den Betrieb bundeseigener Forschungsanstalten bis zur Vergabe von
Beitragen (Finanzhilfen). Die Zweckbestimmung der Ressortforschung in Artikel 16 Absatz 1 FIFG soll der Lesbarkeit
halber im deutschen Text geringfiigig umformuliert und die Reihenfolge der Massnahmen in Absatz 2 gedndert werden.

2.2.5 Beitrage und Massnahmen in der internationalen Zusammenarbeit im Bereich von Forschung
und Innovation

Artikel 29 Absatz 1 Buchstabe b FIFG bestimmt den Zweck und die moglichen Empfangerinnen und Empfanger von For-
schungsférderungsbeitragen des Bundes, die die schweizerische Mitarbeit an Experimenten und Vorhaben internationa-
ler Organisationen und Programme ermdglichen oder erleichtern sollen. Buchstabe ¢ bestimmt demgegeniber den
Zweck und die mdglichen Empfangerinnen und Empfanger von Forschungsférderungsbeitrdgen des Bundes, die die
bilaterale oder multilaterale Zusammenarbeit ausserhalb internationaler Programme und Organisationen ermdglichen
sollen. Im geltenden Gesetz ist der Kreis der mdglichen Beitragsempfangerinnen und —empfénger in Buchstabe b und
Buchstabe c unterschiedlich geregelt: Buchstabe b nennt Hochschulforschungsstatten und nichtkommerzielle For-
schungsstéatten ausserhalb des Hochschulbereichs als mégliche Beitragsempfangerinnen. Buchstabe ¢ nennt nur Hoch-
schulforschungsstatten als mdogliche Beitragsempfangerinnen. Vor dem Hintergrund der aktuellen Beitragspraxis soll der
Kreis der moglichen Empfangerinnen und Empfanger in Buchstabe b und Buchstabe c kiinftig vereinheitlicht werden.

2.3 Umsetzung

Die Vorlage enthélt eine Sekundaranpassung des SAFIG, weil alle Férdertatigkeiten der Innosuisse neu in einem Ge-
setz, dem FIFG, zu finden sein sollen. Dementsprechend werden die Inhalte von Artikel 3 Absatz 3 und 4 und Artikel 4
Absatz 1 SAFIG in das FIFG verschoben. Die Regelungen der Artikel 19-22a VE-FIFG legen fest, dass die Innosuisse
fur deren Vollzug zusténdig ist. Dies entspricht der heutigen Situation. Bereits unter geltendem Recht regelt die
Innosuisse Details zu ihrer Fordertatigkeit gemass Artikel 23 SAFIG in der Beitragsverordnung. Die vorgesehene Neure-
gelung wird eine Uberarbeitung der Beitragsverordnung Innosuisse sowie der Vollzugsbestimmungen des Innovations-
rats der Innosuisse (Art. 10 Abs. 1 Bst. f SAFIG) nach sich ziehen. Die Beitragsverordnung Innosuisse bedarf der Ge-
nehmigung durch den Bundesrat, und die betroffenen Kreise werden vorgéngig konsultiert. Die Anderung betreffend die
Reserven des SNF in Artikel 10 Absatz 6 VE-FIFG bedarf einer Konkretisierung in der V-FIFG.
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3. Erlauterungen zu den einzelnen Artikeln

Anderung des Bundesgesetzes (iber die Férderung der Forschung und der Innovation vom 14. Dezember 2012 (FIFG)8
Art. 4 Bst. a Ziff. 2 Forschungsorgane

Die beantragte Anderung iibernimmt die neue Zusammensetzung des Vereins in Buchstabe a, indem Ziffer 2 um die
beiden neuen Mitglieder - die beiden Stiftungen TA-SWISS und Science Cité - erganzt wird. Der vollstdndige Name des
Vereins heisst zudem gemass Statuten «Akademien der Wissenschaften Schweiz» (vgl. Art. 1 Statuten), was ebenfalls
im Gesetz berlicksichtigt werden soll. Diese Anderung ist nur im deutschen Text erforderlich.

Art. 10 Abs. 6 Reserven des SNF

Vorbemerkung: Die Referenzgrodsse flr die Berechnung der Reserven ist der jahrliche Bundesbeitrag. Dabei bezieht sich
das Rechnungsjahr auf das gleiche Jahr wie der jahrliche Bundesbeitrag (Jahr n).

Die beantragte Anderung erlaubt es, dass der Bundesrat in einem Jahr ausnahmsweise eine Uberschreitung des
Hochstsatzes von 10 Prozent zulassen kann, sofern sich dies als notwendig erweist, damit der SNF seine
Vorbelastungen bezlglich Forschungsférderungsbeitragen fiir die Folgejahre einhalten und das in der massgeblichen
Foérderperiode geplante Forderniveau unter Vermeidung von «Stop an Gox»-Effekten kontinuierlich umsetzen kann.

Die Ausnahmeregelung gemass Gesetz soll auf Verordnungsstufe in der V-FIFG® wie folgt konkretisiert werden:
«Art. xy

" Der SNF darf in einem Kalenderjahr (Rechnungsjahr n) den Héchstsatz von 10 Prozent des massgeblichen jahrlichen
Bundesbeitrags ausnahmsweise Uberschreiten, wenn:

a. das Total der Reserven 20 Prozent der Vorbelastungen der Zusprachen des SNF fiir das unmittelbare Folgejahr
(Jahr n+1) nicht Uberschreitet; und

b. der Hochstsatz von 10 Prozent des voraussichtlichen jahrlichen Bundesbeitrags fiir die weiteren Folgejahre (n+2
und n+3) eingehalten ist.

2 Der SNF legt dem SBFI eine entsprechende, jahrlich aktualisierte Reservenplanung vor.

3 Das SBFI nimmt davon Kenntnis und bewilligt nach vorgangiger Konsultation der Eidgendssischen Finanzverwaltung
eine allféllige Ausnahme nach Absatz 1.»

Art. 11 Akademien der Wissenschaften Schweiz

Dieser Artikel soll wie bereits in der geltenden franzdsischen Fassung in der Sachiiberschrift und in Absatz 1 den aktuel-
len vollstandigen Namen des Vereins «Akademien der Wissenschaften Schweiz» verwenden. In den Absétzen 3 und 7
ist der Ausdruck «Verein» anstelle «Verbund» zu nennen. Zudem macht es die neue Zusammensetzung des Vereins,
der nicht mehr nur aus den vier Akademien besteht, sondern zuséatzlich die beiden Stiftungen TA-SWISS und Science
Cité umfasst, notwendig, dass der Ausdruck «die einzelnen Akademien» in den Absétzen 3 und 7 ersetzt wird durch «die
Mitgliedinstitutionen».

Art. 16 Ressortforschung des Bundes

In Absatz 1 sollen die beiden Nebensatze wie heute bereits im franzdsischen Text nicht mehr durch den Ausdruck «weil»
miteinander verkniipft werden, sondern durch den Ausdruck «und». Dadurch wird die Zweckbestimmung der Ressortfor-
schung leichter lesbar.

Absatz 2 enthalt eine abschliessende Auflistung der Massnahmen, welche in der Ressortforschung gemass FIFG ergrif-
fen werden kdnnen. Diese reichen vom Betreiben bundeseigener Forschungsanstalten uber die Gewahrung von Beitra-
gen an Hochschulforschungsstéatten fiir die Durchfihrung von Forschungsprogrammen, die fiir Ressortforschung erfor-
derlich sind, bis hin zum Erteilen von Forschungsauftragen gemass Beschaffungsrecht. Vorbehalten bleiben
Massnahmen nach den Spezialgesetzen (Art. 14 FIFG). In Absatz 2 soll nun die bisherige Reihenfolge der Massnahmen
geandert werden:

Die beiden einfacher zu umschreibenden Massnahmen, die Erteilung von Forschungsauftragen und der Betrieb bun-
deseigener Forschungsanstalten sollen zuerst genannt werden (Art. 16 Abs. 2 Bst. a und b VE-FIFG) vor der Durchfiih-
rung eigener Forschungsprogramme (Art. 16 Abs. 2 Bst. ¢ VE-FIFG) und den Beitragen an Hochschulforschungsstatten
fur die Durchfiihrung von Forschungsprogrammen (Art. 16 Abs. 2 Bst. d VE-FIFG). Durch diese Anderung der Reihenfol-
ge der Massnahmen wird auch klargestellt, dass der Hauptteil der Ressortforschung tber die Kategorien Auftragsfor-
schung (Bst. a) und bundeseigene Forschungsanstalten (Bst. b) abgewickelt wird.
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Zur Terminologie «Forschungsprogramme» (Bst. ¢ und d): Forschungsprogramme sind Forschungsvorhaben, bei denen
thematische oder konzeptionell-organisatorische Vorgaben einen Rahmen festlegen (vgl. Definition des SNF10). Sie
werden in der Regel durch mehrere Einzelprojekte umgesetzt. Eine Forschungsinfrastruktur als solche ist kein
Forschungsprogramm; ihre Errichtung und ihr Betrieb konnen jedoch flr die Durchfiihrung von Forschungsprogrammen
Voraussetzung sein.

In Absatz 6 missen die Buchstaben angepasst werden, weil die Reihenfolge der Massnahmen in Absatz 2 verandert
wird.

Art. 18 Abs. 2 Bst. a, b®s und d Innovationsférderung; Aufgaben des Bundes

Buchstabe a wird nur geringfiigig umformuliert, um die heutige Formulierung «Férderung des wissenschaftsbasierten
Unternehmertums» zu prazisieren.

Buchstabe b"s nimmt die bisher in Art. 18 Abs. 2 Buchstabe d FIFG genannte Unterstiitzung des Nachwuchses auf,
benennt sie jedoch im Vergleich zur heutigen Regelung klarer. Es geht letztlich nicht - wie der Begriff «Nachwuchsforde-
rung» suggeriert - nur um die Unterstltzung von «jungen» Talenten, sondern generell von hochqualifizierten Personen,
unabhangig von ihrem jeweiligen Alter. Gerade im Zeitalter der digitalen Transformation ist es von entscheidender Be-
deutung, Innovationstalente Uber alle Altersgrenzen hinweg darin zu unterstiitzen, ihr Innovationspotenzial voll auszu-
schopfen.

Buchstabe d nennt die Unterstiitzung der Information tGber Férdermdglichkeiten neu auch als Aufgabe des Bundes, um
der geltenden Systematik gerecht zu werden. Bisher wurde sie nur als Aufgabe der Innosuisse in Artikel 3 Absatz 4
SAFIG erwahnt.

Art. 19 Abs. 1, Abs. 1°5, Abs. 2 Bst. a und d, Abs. 2P, Abs. 2!, Abs. 293 Aps. 3, Abs. 3°° sowie Abs. 5 Forderung von
Innovationsprojekten

Die Projektférderung stellt mit einem Anteil von rund 70 Prozent am jahrlichen Férderbudget das bedeutsamste Forder-
instrument der Innosuisse dar. Grundsatzlich werden Innovationsprojekte geférdert, die gemeinsam von einer
Forschungseinrichtung (Forschungspartner) und einem Wirtschaftspartner (Umsetzungspartner) durchgefuhrt werden.
An diesem Grundsatz soll sich nichts andern. Gemass heute geltendem Gesetz beteiligen sich die Innosuisse sowie der
Umsetzungspartner je hélftig an den direkten Projektkosten; Férdergelder fliessen dabei direkt und ausschliesslich an
den Forschungspartner. Davon gibt es bereits heute Ausnahmen, namentlich in Artikel 19 Absatz 2 Buchstabe d FIFG
mit Verweis auf Artikel 30 V-FIFG (Ausnahmen von der hélftigen Finanzierung) sowie Artikel 19 Absatz 3 FIFG (Unter-
stiutzung von Projekten ohne Umsetzungspartner). Mit den folgenden geplanten Anpassungen sollen die bestehenden
Ausnahmebestimmungen an die Erfordernisse der Férderpraxis angepasst werden:

Der bisherige Artikel. 19 Absatz 1 FIFG sieht vor, dass Beitrdge der Innosuisse nur den Projektaufwand der Forschungs-
partner (Hochschulforschungsstatten und nichtkommerzielle Forschungsstatten ausserhalb des Hochschulbereichs)
abdecken sollen. Im internationalen Umfeld wird jedoch nicht zwischen dem Projektaufwand des Forschungspartners
und demjenigen des Unternehmenspartners unterschieden. Im Rahmen von internationalen Partnerschaften werden
auch Fordergelder an Unternehmen ausgeschiittet. In vielen Fallen ist eine Zusammenarbeit der Innosuisse mit interna-
tionalen Partnerorganisationen daher nur denkbar, wenn Innosuisse Uber die auf nationaler Ebene geltenden Forderbe-
dingungen hinausgehen und Beitrdge nicht nur an Forschungspartner, sondern auch an Umsetzungspartner leisten
kann. Artikel 29 Absatz 1 Buchstabe e FIFG stellt nur fiir einen beschrankten Teil der internationalen Zusammenarbeit
der Innosuisse eine Grundlage dar (Rahmenprogramme der EU und Initiativen und Programme, die von diesen
Rahmenprogrammen mitfinanziert werden). Fur die weitere internationale Zusammenarbeit muss deshalb eine Rechts-
grundlage fur Beitrdge an Umsetzungspartner geschaffen werden. Der Grundsatz, wonach die Beitrdge der Innosuisse
nur den Projektaufwand der Forschungspartner abdecken, soll daher neu zusammen mit einer entsprechenden Aus-
nahmebestimmung in Absatz 1% geregelt werden. Demnach kann die Innosuisse in ihrer Beitragsverordnung vorsehen,
dass Beitrdge auch an Umsetzungspartner geleistet werden kénnen, wenn dies fiir die internationale Zusammenarbeit
im Bereich der wissenschaftsbasierten Innovation notwendig ist. Absatz 1 enthalt weiterhin die Hauptaufgabe der Inno-
suisse: die Forderung von Innovationsprojekten. Neu wird aber bereits hier prazisiert, wer Projektpartner sein kann.
Diese Bestimmung war bisher in Artikel 19 Absatz 2 Buchstabe a FIFG geregelt — dieser kann folglich aufgehoben wer-
den.

Das geltende Recht sieht in Artikel 19 Absatz 2 Buchstabe d FIFG vor, dass sich die Umsetzungspartner je halftig an der
Finanzierung des Projekts beteiligen, raumt dem Bundesrat aber die Mdglichkeit ein, Ausnahmen von der gesetzlichen
Finanzierungsregel vorzusehen. Von dieser Moglichkeit hat er in Artikel 30 V-FIFG denn auch Gebrauch gemacht. Es ist
jedoch einzig vorgesehen, dass die Innosuisse die Beteiligung des Umsetzungspartners an den Projektkosten auf weni-
ger als 50 Prozent festsetzen kann. Beteiligungen der Umsetzungspartner von mehr als 50 Prozent kdnnen heute nicht
verlangt werden. Dabei ist es gerechtfertigt, dass Innosuisse diese Beteiligung an den konkreten Einzelfall anpassen und
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gegebenenfalls auch eine hohere Beteiligung des Umsetzungspartners verlangen kann. Ausserdem entspricht eine
starre halftige Aufteilung der Kosten oft nicht den tatsachlichen Aufwendungen seitens Forschungspartner oder Um-
setzungspartner - die jeweiligen Aufwendungen variieren vielmehr je nach dem konkreten Projekt. Die Forderpraxis soll
daher in diesem Bereich nuancierter als bisher erfolgen kdnnen. Aufgrund der im geltenden SAFIG festgelegten Kompe-
tenzordnung (Art. 23 SAFIG), soll der Innosuisse die Kompetenz eingeraumt werden, ihre Forderpraxis in diesem Be-
reich im Rahmen der im Folgenden beschriebenen gesetzlichen Vorgaben zu verfeinern.

In Absatz 2 Buchstabe d wird neu anstelle der halftigen Beteiligung des Umsetzungspartners an den Projektkosten eine
«angemessene Beteiligung» des Umsetzungspartners verlangt. Gemass Absatz 2 soll Innosuisse diese Beteiligung
innerhalb einer Bandbreite von 40 bis 60 Prozent an den direkten Gesamtprojektkosten verbindlich festgelegen kénnen;
Innosuisse ubernimmt dann den verbleibenden Anteil an den Projektkosten. In begriindeten Einzelféllen soll Innosuisse
ausserdem einen Beitrag der Umsetzungspartner festlegen kénnen, der Giber 60 Prozent oder unter 40 Prozent liegt oder
sie soll ganz auf einen Beitrag der Umsetzungspartner verzichten kdnnen. Die Grinde, welche eine derartige Ab-
weichung rechtfertigen, werden dabei in den Absatzen 2" und 29uat¢" abschliessend aufgezahlt:

Absatz 2" enthalt die Voraussetzungen, die eine finanzielle Beteiligung des Umsetzungspartners von weniger als 40
Prozent an den Projektkosten erlauben. Die Buchstaben a und b entsprechen dabei den bisherigen Ausnahmetatbe-
standen von Artikel 30 Absatz 1 Buchstaben a und b V-FIFG. Es handelt sich um Falle, in denen vom Projekt ein ber-
durchschnittlicher wirtschaftlicher Erfolg oder hoher gesellschaftlicher Nutzen erwartet wird, die Realisierungsrisiken
jedoch ebenfalls tberdurchschnittlich hoch sind (Bst. a) oder in denen die zu erwartenden Ergebnisse nicht allein dem
Umsetzungspartner, sondern auch einem breiten im Projekt nicht beteiligten Kreis von Nutzern zugutekommen kénnen
(Bst. b). In diesen Fallen besteht ein Interesse an der Durchfiihrung des Projekts, jedoch soll der Umsetzungspartner
zusatzlich entlastet werden. Eine geringere finanzielle Beteiligung des Umsetzungspartners als 40 Prozent kann
schliesslich auch festgelegt werden, wenn eine Drittfinanzierung besteht, welche nicht aus Bundesmitteln stammt. Anzu-
fihren sind Falle, in denen ein Projekt beispielsweise auch noch mit kantonalen Fordergeldern unterstiitzt wird (Bst. c).
Zusatzlich zu den heute bestehenden Ausnahmetatbestanden erlaubt Buchstabe d der Innosuisse, auf die wirtschaftliche
Leistungsfahigkeit des Umsetzungspartners Riicksicht zu nehmen und dessen Kostenbeteiligung auf weniger als 40
Prozent festzulegen, sofern dieser ein liberdurchschnittliches Potenzial fiir eine erfolgreiche Umsetzung der Projektresul-
tate verfligt. Diese Regelung kommt insbesondere Start-ups zugute, die das Potenzial haben, zu wachsen und langer-
fristig zu bestehen und klar davon ausgegangen werden kann, dass diese die Forschungsresultate erfolgreich umsetzen
kénnen, deren geringe wirtschaftliche Leistungsfahigkeit anfangs jedoch nicht ausreicht, um eigene Beitrage an ein
Innovationsprojekt zu leisten. Diese neue Regelung tragt der vom Bundesrat anvisierten und auch im Mehrjahrespro-
gramm 2021-2024 der Innosuisse vorgesehenen intensivierten Forderung von Start-ups Rechnung.

Umgekehrt erlaubt Absatz 29“ar Innosuisse kinftig, in bestimmten Fallen vom Umsetzungspartner eine hohere Beteili-
gung an den direkten Projektkosten als 60 Prozent zu verlangen. Dies ist gerade bei Projekten mit geringeren Realisie-
rungsrisiken (Bst. a) oder wenn der Umsetzungspartner Uber eine grosse wirtschaftliche Leistungsfahigkeit verfigt (Bst.
b) gerechtfertigt. Je nach Ausrichtung eines Projekts kann es ausserdem flir dessen Erfolg notwendig sein, dem Beitrag
der Umsetzungsseite mehr Gewicht beizumessen als dem Forschungsteil, etwa dann, wenn die Projektdurchfiihrung
besonders kostspielige Sachmittel (Maschinen, Materialien) oder besonderes Umsetzungsknowhow erfordert, zu denen
der Umsetzungspartner Zugang hat. In diesen Fallen verlangt es die Natur des Projekts, den Anteil des Umsetzungs-
partners an den Projektkosten auf mehr als 60 Prozent festzusetzen (Bst. b).

Absatz 3 nimmt die im geltenden Artikel 19 Absatz 3 FIFG geregelte Férderung von Innovationsprojekten ohne Um-
setzungspartner auf. Die Forderung ist auf Projekte mit einem bedeutenden Innovationspotenzial ausgerichtet, die sich
jedoch noch in einem Stadium befinden, in dem sich noch keine Umsetzungspartner am Projekt beteiligen, weil weitere
Arbeiten zur ndheren Definition ihres Potenzials (z.B. Versuchsanlagen) nétig sind.

Absatz 3%s: Die bisherige Regelung erlaubt die Férderung von Innovationsprojekten, die von einem Forschungs- und
einem Umsetzungspartner gemeinsam realisiert werden, sowie unter gewissen Voraussetzungen von solchen, die von
einem Forschungspartner alleine durchgefiihrt werden. Start-ups, die ihre wissenschaftsbasierte Innovation zur Grundla-
ge ihres kiinftigen Marktauftritts machen und diese zur Marktreife weiterentwickeln wollen, gelten als Umsetzungspartner
und sind deshalb heute von einer direkten Férderung durch die Innosuisse ausgeschlossen. Dies trifft insbesondere
Start-ups hart, die aus einer Forschungseinrichtung hervorgehen und sich mit ihrem Innovationsprojekt selbstandig
machen wollen (sog. «Spin-Offs»). Sie sind selber Umsetzungspartner, gleichzeitig sind ihre Inhaber aber haufig noch an
einer Forschungseinrichtung angestellt. Weil (grundsatzlich zu Recht) gefordert wird, dass Forschungspartner und Um-
setzungspartner voneinander unabhangig sind, kdnnen sie nicht unterstiitzt werden. Dabei ist es volkswirtschaftlich von
grosstem Interesse, dass die Griinderinnen und Griinder die Forschungsresultate, die sie im Rahmen ihrer Tatigkeit an
der Hochschule erarbeitet haben, im Rahmen ihres eigenen Jungunternehmens dank der Unterstiitzung durch Inno-
suisse weiterentwickeln kdnnen, ohne dass lange geklart werden muss, ob sie nun im gegebenen Zeitpunkt als
Forschungs-, als Umsetzungspartner oder als beides zu qualifizieren sind, zumal sich dieser Status wahrend eines
laufenden Projekts durchaus auch verandern kann. Start-ups sind oft Trager disruptiver Innovationen, die fiir die Bewal-
tigung heutiger wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Herausforderungen und namentlich der digitalen Transformation
von grosster Bedeutung sind. Die Starkung solcher Start-ups ist deshalb auch ein prioritdres Anliegen des Bundesrats.
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Neu sollen Start-ups daher direkt geférdert werden kénnen. Beitrage sollen namentlich an die Projektkosten, die bei den
Jungunternehmen selbst entstehen, sowie an die Kosten fiir den notwendigen Einkauf von Leistungen Dritter (z.B. La-
bormessungen) geleistet werden. Da die Projekte und die wirtschaftliche Leistungsfahigkeit der geférderten Start-ups
unterschiedlich sind, miissen die Kriterien fir die Festlegung von allfalligen Eigenleistungen der Jungunternehmen in der
Beitragsverordnung definiert werden. Dabei sollen die Kriterien der Absatze 2" und 2%t Qrientierung bieten. Diese
Flexibilisierung stellt keine aktive, interventionsorientierte Industrieférderung dar, sondern ermdglicht eine Forderung an
der Schnittstelle zwischen Forschung und Wirtschaft und damit den volkswirtschaftlich relevanten Transfer von in der
Wissenschaft erarbeiteten Kenntnissen in die Praxis. Start-ups werden dadurch optimale Startchancen geboten und der
Start-up-Okonomie in der Schweiz wird zum richtigen Zeitpunkt Auftrieb verliehen, indem die schwierige Phase bis zum
erfolgreichen Markteintritt durch gezielte Unterstltzung erleichtert wird. Jungunternehmen haben dadurch die Mdéglich-
keit, ihre Innovation in einer Phase, in der sich private Investoren noch zurlickhaltend zeigen, gezielt und rasch zur
Marktreife weiterzuentwickeln.

Absatz 5 entspricht dem heutigen Absatz. Es wird lediglich Absatz 3 bei der Aufzahlung der Abséatze erganzt.
Art. 20  Férderung des wissenschaftsbasierten Unternehmertums

Absatz 1: Die Férderung des wissenschaftsbasierten Unternehmertums nimmt gegenwartig rund 4 Prozent des Férder-
budgets von Innosuisse in Anspruch und wird auch kiinftig gemass den im Mehrjahresprogramm 2021-2024 verankerten
Absichten knapp mehr als 5 Prozent betragen. Absatz 1 nimmt die bisherige Regelung der Férderung des wissen-
schaftsbasierten Unternehmertums (bisher Art. 20 Abs. 1 FIFG) weitgehend auf, erganzt jedoch den Adressatenkreis mit
Personen, die ihr Unternehmen neu ausrichten wollen. Moglich sind Massnahmen, die generell auf die Starkung des
wissenschaftsbasierten Knowhows in kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) abzielen und damit auf die Weiterent-
wicklung des bestehenden Mitarbeiterstabs in Richtung «Intrapreneurship».

Absatz 2 listet die Massnahmen zur Férderung der Griindung und des Aufbaus wissenschaftsbasierter Unternehmen
auf. Im Zentrum der Férderung des wissenschaftsbasierten Unternehmertums steht heute das Coaching von Jungunter-
nehmerinnen und -unternehmern nach Artikel 20 Absatz 2 Buchstabe a FIFG. In diesem Rahmen kann die Innosuisse
Gutschriften an Jungunternehmerinnen und Jungunternehmer fir den Bezug von Coaching-Leistungen bei geeigneten
Leistungserbringern (s. dazu erlauternder Bericht zu Abs. 3 unten) gewahren. Eine Anpassung betrifft die Adressaten der
Unterstitzungsangebote: neu sollen es nicht mehr nur natirliche Personen sein, sondern es soll auch eine Un-
terstitzung der Jungunternehmen selbst (also der juristischen Personen) méglich sein, damit auch ganze Griinderteams
beispielsweise von Coaching-Massnahmen profitieren kdnnen. Buchstabe b betrifft Massnahmen, welche die Internatio-
nalisierung von Start-ups unterstiitzen, wie die Teilnahme an internationalen Messen oder Internationalisierungscamps.
Dies kann einerseits Uber Beitrdge an die entsprechenden Kosten und andererseits auch uber die Begleitung und Bera-
tung beispielsweise vor und wahrend einer Messe geschehen. Buchstabe c: Der Bundesrat hat die Innosuisse bzw.
deren Vorgangerorganisation, die Kommission fur Technologie und Innovation (KTI), beauftragt, zur Starkung des
schweizerischen «Start-up-Okosystems» beizutragen, und mitzuhelfen, die oft kleinrdumig ausgerichteten und wenig
aufeinander abgestimmten Initiativen zur Férderung von Jungunternehmen zu biindeln und im Interesse des Gesamtsys-
tems zu starken. Die KTI richtete zu diesem Zweck Beitrdge an die entsprechenden Akteure aus. Mangels einer hinrei-
chenden gesetzlichen Grundlage sieht die Innosuisse heute von der Ausrichtung solcher Beitrdge ab. Tatsache ist
jedoch, dass bereits dank kleinerer finanzieller Anreize aktiv auf die Ausgestaltung des Gesamtsystems Einfluss ge-
nommen werden kann. Buchstabe ¢ soll es der Innosuisse daher neu ermdglichen, in diesem Bereich wieder aktiv zu
werden und die ihr vom Bundesrat zugedachte Rolle als Integratorin des schweizerischen Start-up-Okosystems tatsach-
lich auch wirksam wahrzunehmen. Die Bestimmung erdffnet ausdriicklich die Mdglichkeit, Beitrdge an Organisationen,
Institutionen oder Personen auszurichten, welche die Griindung und den Aufbau von Jungunternehmen vorwiegend auf
kantonaler und regionaler Ebene unterstitzen, damit diese Organisationen, Institutionen oder Personen sich national
koordinieren kénnen. Anzufiihren sind beispielsweise Zusammenschllisse von regionalen «Business Angels» oder von
Organisationen oder Institutionen wie Technoparks, welche Griinderinnen und Griindern den Zugang zur bendtigten
Infrastruktur ermoglichen. Durch Beitrage an diese Institutionen, Organisationen oder Personen kann die Innosuisse die
diversen, primar regionalen Fordertatigkeiten mit den eigenen Forderinstrumenten auf nationaler Ebene koordinieren mit
dem Ziel, das schweizerische «Start-up-Okosystem» und damit letztlich die internationale Attraktivitat der Schweiz fiir
Jungunternehmen zu starken.

Absatz 3 betrifft jene Falle, in denen die Innosuisse Beitrage leistet, damit Jungunternehmen oder ihre Griinderinnen und
Griinder Unterstiitzungsmassnahmen von dritten Leistungserbringerinnen oder -erbringern, insbesondere Coaches, in
Anspruch nehmen kénnen (s. dazu erlauternder Bericht zu Abs. 2 oben). In diesen Fallen muss sichergestellt werden
kdénnen, dass die Unterstitzung durch die Leistungserbringerinnen und -erbringer die nétige Qualitat erreicht. Dies wird
erreicht, indem die Innosuisse in einem Auswahlverfahren bestimmt, welche Leistungserbringerinnen und Leistungser-
bringer den von Innosuisse zur Férderung zugelassenen Start-ups zur Verfligung stehen und den interessierten Kreisen,
insbesondere den Leistungsempfangern, eine entsprechende Liste mit den zur Auswahl stehenden Leistungserbringe-
rinnen und -erbringern zur Verfugung stellt. Die Kriterien, welche die Leistungserbringerinnen und -erbringer erfillen
mussen, werden wie bisher in der Beitragsverordnung Innosuisse definiert. Dieses System ist heute in Artikel 21 FIFG
vorgesehen und abgebildet. Neu sollen Einzelheiten in der Beitragsverordnung Innosuisse geregelt werden. Auf Geset-
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zesstufe ist lediglich die rechtliche Grundlage fiir die Beschrankung der zugelassenen Leistungserbringerinnen und -
erbringer mittels eines Auswahlverfahrens notig.

Die Absétze 4 und 5 nehmen die bisher als Nachwuchsférderung bezeichnete Regelung von Artikel 22 FIFG auf. Inhalt-
lich passt sie in die weiteren, in Artikel 20 VE-FIFG behandelten Handlungsfelder. Mit hochqualifizierten Personen sind
Personen mit einem besonders hohen Potenzial im Bereich der wissenschaftsbasierten Innovation gemeint, unabhangig
von deren Alter (deshalb auch die Abkehr vom Begriff "Nachwuchsférderung"). Es sollen also nicht nur ganz junge Leute
gefordert werden, sondern auch erfahrene Personen mit einem grossen Potenzial, damit dem heute als sehr wichtig
erachteten Grundsatz des lebenslangen Lernens Rechnung getragen werden kann. Im Vergleich zum bisherigen Artikel
22 FIFG werden nicht mehr nur Gastaufenthalte in der Forschung fir hochqualifizierten Personen aus der Praxis und
umgekehrt vorgesehen, sondern es sollen auch weitere Massnahmen maéglich sein, welche hochqualifizierten Personen
dabei helfen, sich Kompetenzen im Bereich der Innovation anzueignen. Absatz 4 Buchstabe a nennt explizit sogenannte
Proof-of-Concept-Studien oder ahnliche Projekte, bei denen hochqualifizierte Personen unterstiitzt werden koénnen.
Gemass den Buchstaben b und c¢ sollen neu auch Weiterbildungskurse und wie bisher schon in Artikel 22 FIFG Gastauf-
enthalte ermdglicht werden. Gastaufenthalte sollen Personen aus der Wissenschaft den Erwerb von praxisorientierten
Kompetenzen in einem wissenschaftsbasierten Unternehmen und umgekehrt Personen aus Unternehmen den Erwerb
von Kompetenzen in der anwendungsorientierten Forschung in einer Forschungsstatte ermdglichen.

Absatz 5 regelt, welche Kosten mittels der Beitrdge nach Absatz 4 neu gedeckt werden kénnen und nennt Beispiele fir
die Form der Beitrage. Die Form soll jedoch nicht mehr wie im heutigen Artikel 22 FIFG auf Stipendien oder zinslose
Darlehen beschrankt bleiben. So sind unter Umstanden Beitrage an die Arbeitgeberinstitution zur Deckung des Lohnaus-
falls von Personen, die anderswo einen Gastaufenthalt absolvieren, zielfiihrender, da damit zugunsten der betroffenen
Person das Arbeitsverhaltnis und folglich einerseits die damit verbundene sozialversicherungsrechtliche Absicherung
und andererseits weitere, mit der Anstellung zusammenhangende Vorteile (z.B. bezliglich Dienstalter) aufrechterhalten
werden kénnen. Damit kann der Person, die einen Gastaufenthalt absolviert, unter Umstanden die sonst nicht vorhande-
ne Sicherheit gegeben werden, anschliessend wieder in ihre Anstellung zuriickzukehren, womit ein mégliches Hindernis
(gerade bei nicht mehr ganz jungen Leuten mit familiaren Verpflichtungen) behoben werden kann. Im Weiteren ist hier
auch die Ubernahme oder Mitfinanzierung von Teilnahmegebiihren fiir Weiterbildungsmassnahmen denkbar.

Absatz 6 stellt schliesslich wie im bisherigen Recht (Art. 22 Abs. 3 FIFG) klar, dass Beitrage nach Absatz 4 und 5 ge-
genulber den Massnahmen nach Artikel 19 und 20 subsidiar sind.

Art. 21 Férderung des Wissens- und Technologietransfers und der Informationsvermittlung

Die spezifischen Massnahmen zur Férderung des Wissens- und Technologietransfers machen heute weniger als 3
Prozent des Forderbudgets von Innosuisse aus. Das Mehrjahresprogramm 2021-2024 der Innosuisse sieht zwar einen
gezielten Ausbau dieser Massnahmen und namentlich der fiir die Anbahnung von Innovationsprojekten besonders wich-
tigen Nationalen Thematischen Netzwerke (NTN) vor. Doch auch kiinftig wird das Budget fur die Férderung des Wis-
sens- und Technologietransfers um die 5 Prozent des gesamten Forderbudgets betragen. Absatz 1 regelt wie bisher
Artikel 20 Absatz 3 FIFG die Kompetenz der Innosuisse zur Férderung der Verwertung des Wissens und des Wissens-
und Technologietransfers. Die gewahlte Formulierung zeigt jedoch klarer als bisher auf, was damit gemeint ist und erzielt
werden soll. Durch die Vernetzung der fir die wissenschaftsbasierte Innovation relevanten Akteure soll das Anbahnen
von Innovationsvorhaben erleichtert und geférdert werden. So soll die Innosuisse Zugang zu relevanten Informationen
und Infrastrukturen verschaffen, aber auch den Austausch zwischen den Akteuren (Bst. a) gezielt férdern. Dadurch wird
die Verwertung des Wissens und der Wissens- und Technologietransfer generell geférdert. Durch die offenere Formulie-
rung im Vergleich zu heute wird klar, dass nicht nur ein Austausch zwischen der Wissenschaft und der Wirtschaft, son-
dern auch innerhalb der Wissenschaft und innerhalb der Wirtschaft geférdert werden kann. Unter Buchstabe a fallen
beispielsweise die heutigen thematischen Plattformen und die Nationalen Thematischen Netzwerke. Buchstabe b ver-
folgt das Ziel, mit geeigneten Massnahmen die Bereitschaft und Fahigkeit von KMU, Innovation zu schaffen, zu férdern.
Buchstabe b erfasst unter anderem das Innovationsmentoring fir KMU. Auch hier lasst die Innosuisse heute den KMU
die Freiheit, selber einen geeigneten Mentor (s. dazu erlduternder Bericht zu Abs. 2 unten) auszuwahlen und leistet
Beitrage in Form von Gutschriften. Weitere Massnahmen zur Starkung der Innovationskraft von KMU koénnen diese
dabei unterstitzen, sich andernden Herausforderungen, wie beispielsweise verkurzten Technologie- und Produktzyklen
oder hoheren Agilitdtsanforderungen, anzupassen oder generell die Innovationskultur innerhalb der Unternehmen zu
férdern. Dies kann beispielsweise durch die Teilnahme an Workshops und Weiterbildungsmassnahmen, die Nutzung von
Austauschplattformen oder gemeinsame Aktivitadten mit anderen Unternehmen oder der Wissenschaft erreicht werden.
Fir die Massnahmen nach diesem Buchstaben kann die Innosuisse selber gewisse Leistungen anbieten oder Dritte
damit beauftragen. Buchstabe c: Wird Wissen und Technologie transferiert, muss auch dem Schutz der zugehdrigen
Rechte an geistigem Eigentum Rechnung getragen werden. Die Forderung des Wissens- und Technologietransfers
sowie der Informationsvermittiung muss daher auch Unterstiitzungsmassnahmen bei Fragen rund um das geistige
Eigentum umfassen. Mit dem neu geschaffenen Buchstaben c wird es Innosuisse beispielsweise ermdglicht, Jungunter-
nehmen und KMUs zu unterstiitzen, wenn diese beim Institut fir Geistiges Eigentum (IGE) begleitete Patentrecherchen
durchfiihren lassen. Buchstabe d erdffnet die Mdglichkeit, im Bedarfsfall Schulungs- und Koordinationsmassnahmen zu
finanzieren, die den Erfolg und die Wirkung eines Innovationsprojekts nach Artikel 19 sichern und starken helfen. Zu
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denken ist dabei insbesondere an entsprechende Massnahmen im Rahmen der Flaggschiffprojekte, die im Mehrjahres-
programm 2021-2024 der Innosuisse vorgesehen sind. Konsortien, die sich zur Durchfiihrung solcher Flaggschiffprojekte
zusammengefunden haben, sollen die Mdglichkeit haben, die mit der Komplexitat und Grosse ihres Vorhabens verbun-
denen besonderen Herausforderungen beziiglich Koordination, Wissenstransfer und Schulung der beteiligten Projekt-
mitarbeitenden Uber einen finanziellen Beitrag aktiv angehen zu kdnnen. Auf diese Weise kann der Wissens- und Tech-
nologietransfer, der Innovationsprojekten grundsatzlich inharent ist, gezielt und ressourcenschonend gestarkt und
gefordert werden. Massnahmen nach Artikel. 21 Absatz 1 VE-FIFG kodnnen zusatzlich zu den bestehenden Forderpro-
grammen der Innosuisse beantragt werden.

Im Fallen, in denen die Innosuisse den KMU den Bezug von Unterstitzungsmassnahmen von dritten Leistungs-
erbringerinnen oder -erbringern, insbesondere von Mentorinnen und Mentoren ermdglicht, muss wie beim Coaching
sichergestellt werden kénnen, dass die Unterstitzung durch die Leistungserbringerinnen und -erbringer die nétige Quali-
tat erreicht. Deshalb soll die Innosuisse die den KMU zur Verfigung stehenden Leistungserbringerinnen und -erbringer
gemass Absatz 2 ebenfalls in einem Auswahlverfahren bestimmen und den Leistungsempfangern eine Liste der qualifi-
zierten Leistungserbringerinnen und -erbringer zur Verfligung stellen kénnen. Mdglich soll hier jedoch auch sein, dass
die Innosuisse Auftrdge an geeignete Erbringerinnen und Erbringer von Leistungen nach Artikel 21 Absatz 1 Buchstabe
b VE-FIFG vergibt.

Neu wird die bisher auf Artikel 3 Absatz 4 SAFIG abgestiitzte Forderung der Informationsvermittiung durch Dritte eben-
falls im FIFG geregelt (Absatz 3), damit die Aufgaben, die konkret mit der Férderung durch die Innosuisse zu tun haben,
nicht mehr auf zwei Erlasse verteilt sind. Im Vordergrund stehen hier Beitrage an Dritte, die solche Angebote beispiels-
weise im Rahmen von Drucksachen, Fachveranstaltungen oder elektronischen Plattformen bereitstellen. Es miissen
dafir entsprechende Gesuche bei der Innosuisse eingereicht werden. Die eigenen Informationstatigkeiten der Inno-
suisse bleiben weiterhin in Artikel 3 Absatz 4 SAFIG geregelt (s. erlauternder Bericht zu Art. 3 Abs. 4 VE-SAFIG unten).

Art. 22 Internationale Zusammenarbeit im Bereich der Innovation

Der Bund hat gemass Artikel 28 Absatz 1 FIFG u.a. die Aufgabe, die internationale Zusammenarbeit der Schweiz im
Bereich der Innovation zu fordern. Artikel 22 Absatz 1 VE-FIFG enthalt nun den heute auf Gesetzesstufe fehlenden
Grundsatz, wonach die Innosuisse in diesem Bereich Aufgaben Ubernimmt. Daneben bleiben insbesondere hoheitliche
Aufgaben im Zusammenhang mit der internationalen Zusammenarbeit im Bereich der Innovation, welche die Innosuisse
nicht Ubernehmen kann, weiterhin bei der Ministerialverwaltung. Gemass dem Grundsatz von Artikel 6 Absatz 3 Buch-
stabe b FIFG hat die Innosuisse bei ihren internationalen Aufgaben auch die internationale Zusammenarbeit der anderen
Forschungsorgane und des Bundes zu beriicksichtigen.

Wie bereits erwahnt, sollen neu alle Aufgaben der Innosuisse im Bereich der Férderung im FIFG geregelt werden. Ab-
satz 2 ubernimmt deswegen die Mdglichkeit von Kooperationen mit auslandischen Férderorganisationen und Férderstel-
len aus Artikel 4 Absatz 1 SAFIG. Die Innosuisse kann sich in diesem Rahmen selbst und in eigener Kompetenz vertrag-
lich binden (nicht jedoch volkerrechtliche oder vélkerrechtsahnliche Vertrage abschliessen, welche die Schweizerische
Eidgenossenschaft binden). Beispiele sind die Kooperationen im Rahmen einzelner ERA-Net-Programme 1.

Absatz 3 ubernimmt den bisherigen Artikel 3 Absatz 3 SAFIG, regelt jedoch klarer, dass es nicht nur um eine Erméchti-
gung der Innosuisse zur Vertretung des Bundes geht, sondern um die aktive Beteiligung an den Forderaktivitaten inter-
nationaler Organisationen und Gremien im Rahmen der ihr zur Verfiigung gestellten Mittel. Die Beteiligung umfasst die
Konzipierung, Planung und Realisierung solcher Programme und auch die eigentliche Fordertatigkeit in deren Rahmen.
Beispiele von Tatigkeiten in diesem Bereich sind die Mitwirkung in dem vom EU-Forschungsrahmenprogramm ko-
finanzierten Programm ECSEL'2 und in der wirtschaftsnahen Forschungs- und Entwicklungsinitiative EUREKA13,

Art. 22a  Zusammenarbeit mit anderen Forschungsorganen

Bisher nicht klar geregelt war die Zusammenarbeit der Innosuisse mit anderen Forschungsorganen, insbesondere mit
den Forschungsférderungsinstitutionen, wie beispielsweise die Zusammenarbeit mit dem SNF im Rahmen des Forder-
programms BRIDGE 4. Daflr soll im neuen Artikel 22a VE-FIFG eine klare Rechtsgrundlage geschaffen werden. Die
Einzelheiten der Forderprogramme werden in gemeinsamen Reglementen geregelt.

https://m-era.net/
https://www.ecsel.eu/
13 https://www.eurekanetwork.org/

https://www.bridge.ch/
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Art. 23 Abs. 2und 3  Abgeltung der indirekten Forschungskosten

Absatz 2: Vom Bund unterstiitzte Technologiekompetenzzentren gehdéren zu den Forschungseinrichtungen von nationa-
ler Bedeutung (Art. 15 Abs. 3 Bst. ¢ FIFG). Sie gehdren zudem geméss Klassifizierung des FIFG zu den «Hochschulfor-
schungsstatten» (Art. 4 Bst. ¢ Ziff. 3 FIFG). Die Innosuisse ist (wie der Schweizerische Nationalfonds) gesetzlich dazu
verpflichtet, den Forschungspartnern im Rahmen der Innovationsprojektférderung einen Beitrag an die indirekten
Forschungskosten (Overhead) der geférderten Projekte zu gewahren (Art. 23 FIFG). Dabei legt das Parlament den
maximalen Beitragshochstsatz jeweils mittels Bundesbeschluss fiir eine ganze Beitragsperiode fest. Wie sich gezeigt
hat, tragt der seit 2017 fir die Innosuisse, resp. die damalige Kommission fiir Technologie und Innovation KTI, giiltige,
auf alle Forschungsstatten gleichermassen anzuwendende Satz von max. 15 Prozent den Besonderheiten der Techno-
logiekompetenzzentren, zu denen beispielsweise das Centre Suisse d’Electronique et de Microtechnique (CSEM) zahlt,
zu wenig Rechnung. Diese fir die Innovationskraft der schweizerischen Volkswirtschaft zentralen Public-Private-
Partnership (PPP)-Einrichtungen weisen aufgrund ihrer Nahe zum Markt eine andere Finanzierungs- und Kostenstruktur
auf als die universitaren Hochschulen und die Fachhochschulen. Dies aus zwei Hauptgriinden: Erstens unterhalten,
entwickeln und erneuern diese WTT-Zentren eine Reihe von technischen Plattformen und Infrastrukturen (z.B. soge-
nannte Weissrdume), welche fiir ihre Aktivitdten eine Voraussetzung sind und deren Unterhalt sowie Weiterentwicklung
aus der Grundfinanzierung der Institutionen sichergestellt werden muss. Dabei kénnen sie die entsprechend anfallenden
Kosten nicht auf eine breite Tragerfinanzierung (wie Universitdten und Fachhochschulen) verteilen, sondern sie missen
diese Kosten auf die Projektkosten anteilsmassig verteilen (analytische Kostenstellenrechnung). Dieser Umstand verteu-
ert jedoch die indirekten Kosten der Projekte (Overhead). Zweitens arbeiten die Technologiekompetenzzentren in der
Regel zum grdssten Teil mit (bei ihnen fest angestellten) «senior scientists», d.h. mit auf ihren Kompetenzgebieten erfah-
renen Ingenieuren und Wissenschaftlern und Wissenschaftlerinnen und nur sekundar mit (in jeweiligen Projekten zeitlich
limitiert angestellten) Doktorandinnen oder Doktoranden. In der Summe fiihrt das dazu, dass die Uber Drittmittel einzu-
werbenden Projektkosten bei solchen WTT-Zentren vergleichsweise hdher sind als bei Universitaten und Fachhochschu-
len. Die entsprechenden Mehrkosten (z.B. von bei der Innosuisse zur Unterstiitzung beantragten Projekten) kénnen
umgekehrt nicht einfach vollumfénglich auf die Umsetzungspartner aus der Wirtschaft iberwalzt werden, ohne fir diese
an Attraktivitat als Forschungspartner einzublissen. Vor diesem Hintergrund wird in der Folge Innosuisse als Forder-
agentur fir die WTT-Zentren selbst zunehmend unattraktiv, weil die bei Innosuisse etablierte Praxis der Overheadbe-
rechnung die tatsachlichen Projektkosten von WTT-Zentren nicht ausreichend berucksichtigt bzw. - wegen der aktuell
geltenden gesetzlichen Bestimmungen - nicht ausreichend berlcksichtigen kann. Hier setzt die Revision an: Um die
Bedeutung dieser national wichtigen Innovationspromotoren im schweizerischen BFI-System auch kinftig zu erhalten,
soll der Bundesrat rechtlich die Mdglichkeit haben, fir von ihm unterstltzte Technologiekompetenzzentren dem Parla-
ment einen im Vergleich zu den Universitaten und Fachhochschulen héheren Overhead-Beitragshdchstsatz zu beantra-
gen. Das Verfahren bleibt ansonsten dasselbe: Das Parlament entscheidet mittels Bundesbeschluss Giber den maxima-
len Overheadsatz pro Periode, kann hierbei auf Antrag des Bundesrates aber differenzieren (z.B. maximal 25% fur
Technologiekompetenzzentren und maximal 15% fur alle Gbrigen Hochschulforschungsstatten). Auf dieser Basis kann
ihrerseits die Innosuisse dann in der Forderpraxis die Einzelfalle (Projektgesuche) differenzierter beurteilen und bei
nachgewiesenem Bedarf im Falle von Technologiekompetenzzentren einen erhdhten Overheadbeitrag fir indirekte
Forschungskosten bewilligen.

Art. 29 Abs. 1 Internationale Zusammenarbeit im Bereich der Forschung, Beitrdge und Massnahmen

Die Verordnung Uber die Begleitmassnahmen fiir die Beteiligung der Schweiz an den Rahmenprogrammen der Europai-
schen Union im Bereich Forschung und Innovation (FRPBV), die Artikel 29 Absatz 1 Buchstabe b FIFG ausflhrt, nennt
verschiedentlich, so auch in Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a, zusatzlich zu den Hochschulforschungsstatten (Art. 4 Bst. ¢
FIFG) und nichtkommerziellen Forschungsstatten ausserhalb des Hochschulbereichs (Art. 5 FIFG) die «weiteren nicht-
kommerziellen Institutionen» als mdgliche Beitragsempfangerinnen. Dies ist jedoch aus dem aktuellen Wortlaut von
Artikel 29 Absatz 1 Buchstabe b FIFG nicht ohne weiteres ersichtlich. In der Praxis ist es wichtig, dass die «weiteren
nichtkommerziellen Institutionen» auch im FIFG als mdgliche Beitragsempfanger erscheinen, denn namentlich die EU-
Forschungsrahmenprogramme und davon (ko-)finanzierte Projekte und Initiativen umfassen ein breites Spektrum von
Forschungs- und Innovationsvorhaben auf der gesamten Wertschépfungskette mit einer entsprechenden Vielzahl von
moglichen Beitragsempfangern, welche durch die Kategorien «Hochschulforschungsstatten» und «nichtkommerzielle
Forschungsstatten ausserhalb des Hochschulbereichs» nicht erfasst sind, weil sie nicht durchgehend sondern nur in
Einzelféllen in ihrem spezifischen Tatigkeitsbereich Forschungsaktivitaten betreiben bzw. sich an Forschungsaktivitéaten
beteiligen. Mdgliche Beispiele sind der Verein Swiss National Grid Association (SwiNG), welcher als nationaler Knoten
die Implementierung einer Schweizer Hochleistungsrechnerinfrastruktur innerhalb der Europaischen Grid-Initiative (EGI)
sicherstellen soll, sowie gegebenenfalls Stadte, Behdrden, Spitdler, Patientenorganisationen und Museen. Deshalb wird
in Buchstabe b die Ergédnzung «an weitere nichtkommerzielle Institutionen, die in einem spezifischen Bereich Forschung
betreiben bzw. sich an Forschungsaktivitdten beteiligen» beantragt.

Mit der vorgeschlagenen Erganzung in Buchstabe c soll der Kreis der méglichen Empfanger von Beitrdgen gemass
Buchstabe b und Buchstabe ¢ vereinheitlicht werden. Insbesondere sollen damit die Beitrage an die Schweizerische
Archaologie im Ausland, an das European University Institute (EUI), an das Istituto Svizzero di Roma (ISR) usw. recht-
lich expliziter abgestiitzt werden kénnen (vgl. Naheres zu diesen Institutionen BFI-Botschaft 2017-2020, BBI 2016, 3089,
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3217 f. sowie BFI-Botschaften 2013-2016, 2012, 2008-2011). Bei den Tatigkeiten im Rahmen der archaologischen
Forschungsprojekte handelt es sich genau genommen weder um bilaterale noch um multilaterale Zusammenarbeit,
obwohl diese Dimension meistens auch gegeben ist, sondern um Forschungsaktivitaten, die wegen ihrer Ortsbezogen-
heit gezwungenermassen im Ausland stattfinden miissen. Deshalb wird in Buchstabe ¢ zudem die Erganzung «fiir spezi-
fische Forschungsaktivitdten im Ausland» beantragt. Insgesamt stellen die hier in Artikel 29 beantragten Anderungen
eine rechtliche Nachflihrung bzw. Prazisierung der bestehenden Férderpraxis dar, ohne dabei neue Fordertatbestéande
zu schaffen.

Anderung des Innosuisse-Gesetzes vom 17. Juni 2016 (SAFIG)15
Art. 3Abs. 2-4  Aufgaben
In Absatz 2 wird die Aufzahlung der teilweise neuen Artikelnummerierung im VE-FIFG angepasst.

Die heute in Absatz 3 genannte Aufgabe wird in Artikel 22 VE-FIFG verschoben. An dieser Stelle wird dafiir nun auf den
neuen Artikel 22 VE-FIFG verwiesen, der die Aufgaben der Innosuisse im internationalen Bereich regelt.

Absatz 4 beschrankt sich neu auf die eigene Informationstatigkeit der Innosuisse und die Férderung von Informationsta-
tigkeiten Dritter wird neu in Artikel 21 Absatz 3 VE-FIFG geregelt. Die Innosuisse hat den Auftrag, auch selbst tGber For-
dermdglichkeiten zu informieren, z.B. auf ihrer Website. Sie kann dazu auch Angebote in Zusammenarbeit mit Dritten
erarbeiten und daflr beispielsweise Partnerschaften mit den Organisatoren von Veranstaltungen wie dem Swiss Innova-
tion Forum eingehen. Ein geeignetes Mittel fir Informationsvermittiung kann auch die Einrichtung von Informations- und
Austauschplattformen (z.B. im Internet, bei regionalen oder kantonalen Innovationsférderern oder im Rahmen von Ver-
anstaltungen) sein, wortber die Interessierten Zugang zu Informationen und weiteren Hilfsmitteln erhalten.

Art. 4 Sachtiberschrift und Abs. 1

Die Sachiiberschrift von Artikel 4 soll auf die Beteiligung an Rechtstragern beschrankt und Absatz 1 aufgehoben werden,
weil die Kooperationen mit ausléandischen Foérderorganisationen oder Foérderstellen neu im FIFG geregelt werden
(s. erlauternder Bericht zu Art. 22 Abs. 2 VE-FIFG oben).

Art. 8 Abs. 2 Bst. bund ¢ Geschéftsleitung

Buchstabe b verweist neu auch auf die Entscheide im Bereich der Unterstiitzungsmassnahmen fir KMU, namentlich das
Mentoring. Fir diese sowohl vom zeitlichen als auch vom finanziellen Umfang her begrenzte Férderung (maximale Dau-
er von 12 Monaten und maximale Leistung von 5000 Franken) ist fir die Beurteilung der Fordervoraussetzungen keine
Expertise notig. Deshalb soll im Sinne der Entlastung des Innovationsrats und der Verbesserung der Effizienz der Ver-
fahren die Entscheidungskompetenz neu bei der Geschéftsleitung liegen. Des Weiteren muss Buchstabe b aufgrund der
teilweisen Verschiebung der Férderung der Informationsvermittlung ins FIFG neu auch auf Artikel 21 Absatz 3 VE-FIFG
verweisen.

Ebenfalls im Sinne der Entlastung des Innovationsrats und der Verbesserung der Effizienz soll neu gemass Buchstabe ¢
die Geschaftsleitung nach ihrer formellen Priifung der Gesuche selber Nichteintretensentscheide treffen, wenn die Ge-
suche die formelle Prifung nicht bestehen. Bisher war dafiir ein Antrag an den Innovationsrat und ein Entscheid des
Innovationsrats notig. Bei formell zulassigen Gesuchen bleibt das Verfahren unverandert.

Art. 10 Abs. 1 Bst. aund ¢ Innovationsrat, Aufgaben

In Buchstabe a ist zu prazisieren, dass fir gewisse Entscheide die Zustandigkeit eines anderen Organs (beispielsweise
der Geschéftsleitung fur Entscheide Uber Gesuche um Innovationsmentoring) vorgesehen sein kann.

In Buchstabe ¢ muss der Verweis auf das FIFG angepasst werden, weil das Auswahlverfahren von Leistungserbringe-
rinnen und -erbringern neu nicht mehr in Artikel 21 Absatz 1 FIFG geregelt ist (s. erlauternder Bericht zu Art. 20 Abs. 3
und Art. 21 Abs. 2 VE-FIFG oben).

Art. 19 Abs. 3 Reserven

Es ist die Aufgabe des Bundesrats, jahrlich den Geschaftsbericht der Innosuisse zu genehmigen und Uber die Verwen-
dung eines allfalligen Gewinns zu beschliessen (Art. 25 Abs. 2 Bst. g SAFIG). Mit der neuen Bestimmung soll klargestellt
werden, dass der Bundesrat Gber die der Innosuisse gemass Artikel 19 Absatz 2 SAFIG ohnehin erlaubte Reservebil-
dung (max. 10% des Jahresbudgets) hinaus bei der Beschlussfassung lber die Verwendung eines allfalligen Gewinns
ausnahmsweise hohere Reserven beschliessen kann. Damit erhalt er die Moglichkeit, den Interessen der Innovations-
férderung Rechnung zu tragen und die vom Parlament fiir die Innovationsférderung bereitgestellten Mittel fir ihren ur-
springlichen Bestimmungszweck zu erhalten. Materiell soll hierbei eine analoge Regelung wie im Falle des SNF einge-
fuhrt werden (s. dazu erlduternder Bericht Ziff. 2.2.2 sowie zu Art. 10 Abs. 6 VE-FIFG oben). Der Bundesrat entscheidet

15 srR420.2
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Uber die Zuweisung an die Reserven unter Beriicksichtigung der Vorbelastungen der Innosuisse flr Innovationsférder-
beitrage der Folgejahre.

Art. 23 Bst. bPs, pter ynd ¢

Artikel 23 SAFIG bestimmt die Inhalte, die der Verwaltungsrat der Innosuisse in der Beitragsverordnung festlegt. Buch-
stabe bPs wird hier neu eingefligt, weil Artikel 19 Absatz 1° VE-FIFG die Innosuisse verpflichtet zu regeln, in welchen
Fallen bei der internationalen Zusammenarbeit auch Beitrage an Umsetzungspartner geleistet werden kénnen.

Ebenfalls neu in die Liste eingefligt wird Buchstabe b, weil der neue Artikel 19 Absatz 3% VE-FIFG regelt, dass der
Verwaltungsrat die Kriterien zur Bestimmung der Hohe der Eigenleistungen von Jungunternehmen bestimmt.

In Buchstabe ¢ muss der Verweis auf das FIFG angepasst werden, weil das Auswahlverfahren von Leistungserbringe-
rinnen und -erbringern neu nicht mehr in Artikel 21 Absatz 1 FIFG geregelt ist (s. erlduternder Bericht zu Art. 20 Abs. 3
und Art. 21 Abs. 2 VE-FIFG oben).

4. Auswirkungen

Bereits heute férdert der Bund gemass seinem Verfassungsauftrag (Art. 64 BV) die wissenschaftliche Forschung und die
Innovation; mit der Vorlage werden also keine neuen Aufgaben geschaffen. Es liegt im Interesse des Bundes und aller
Akteure, dass die Forschungs- und Innovationsférderung so wirkungsvoll wie méglich ausgestaltet wird. Diesem Ziel
dient die Vorlage. Sie gestaltet die Handlungsfelder der Forschungs- und Innovationsférderung nicht neu, sondern passt
in erster Linie die Férdermdglichkeiten den sich verandernden Gegebenheiten an. Erst mit der eigentlichen Férdertatig-
keit entstehen direkte Auswirkungen auf den Bund, die Kantone, die Wirtschaft und Weitere. Diese werden jeweils be-
reits bei der Konzeption der Férdermassnahmen sorgfaltig abgewogen. Im Folgenden werden jene Auswirkungen aufge-
fuhrt, die schon mit hinreichender Wahrscheinlichkeit bekannt sind.

4.1 Auswirkungen auf den Bund

Die Vorlage hat im Bereich der Innovationsférderung keine direkten Auswirkungen auf den Bund, da die Kompetenzen
zur Legiferierung beim Bund verbleiben. Anpassungen der Verordnungen der Innosuisse bedirfen zudem weiterhin der
Genehmigung durch den Bundesrat. Finanzielle oder personelle Auswirkungen der aufgrund dieser Vorlage prazisierten
Innovationsférderung kénnen erst mit der konkreten Ausgestaltung der Innovationsférderinstrumente beurteilt werden.

4.2 Auswirkungen auf Kantone und Gemeinden

Die Anderungen im Bereich der Innovationsférderung von Innosuisse haben keine direkten regionalpolitischen Auswir-
kungen.

4.3 Auswirkungen auf die Volkswirtschaft

Im Bereich der Innovationsférderung zielt die Gesetzesrevision darauf ab, die Instrumente der Innovationsférderung
flexibler und effektiver auszugestalten. Dadurch soll rascher auf Veranderungen des Umfelds und der Bedirfnisse der
Unternehmen reagiert werden kdnnen und die Innovations- und Griinderdynamik erhéht werden. Dies sollte sich positiv
auf das volkswirtschaftliche Wachstum auswirken. Es ist wahrscheinlich, dass durch die flexiblere Méglichkeit der Férde-
rung im Bereich der wissenschaftsbasierten Innovation die Akteure in diesem Bereich, namentlich die Hochschulfor-
schungsstétten, die nichtkommerziellen Forschungsstatten ausserhalb des Hochschulbereichs, Unternehmen, die Inno-
vation betreiben, Jungunternehmen oder nichtgewinnorientierte Unternehmen, die sich im Bereich der
wissenschaftsbasierten Innovation betétigen, gezielter geférdert und unterstitzt werden kénnen als bisher. Es kann auch
davon ausgegangen werden, dass eine verbesserte Férderung der wissenschaftsbasierten Innovation dem Wirtschafts-
standort Schweiz dient, indem die Innovation und die Wertschépfung darauf verbessert und somit Wachstum und eine
Verbesserung der Standortattraktivitat generiert werden. Die konkreten Auswirkungen kénnen jedoch erst im Rahmen
der systematischen Wirkungsprufung der einzelnen Férderinstrumente genauer eruiert werden.

4.4 Auswirkungen auf die Gesellschaft

Es ist wahrscheinlich, dass durch die flexibleren Méglichkeiten der Férderung im Bereich der Forschung und der wissen-
schaftsbasierten Innovation die Bildungs- und Entwicklungsméglichkeiten von Einzelpersonen, die in diesen Bereichen
tatig sind, im Vergleich zu heute verbessert werden. In Zeiten des technologischen Umbruchs und der damit einherge-
henden, sich rasch verdndernden Anforderungen an die Fachkrafte kann damit ein wirkungsvoller Beitrag an die Ver-
minderung des Fachkraftemangels und an die Sicherung der Vollbeschaftigung geleistet werden. Die konkreten Auswir-
kungen kdnnen jedoch erst untersucht werden, wenn die Ausgestaltung der Innovationsférderinstrumente noch naher
definiert wird. Die (ibrigen Anderungen haben keine nennenswerten Auswirkungen auf die Gesellschaft.

16



4.5 Auswirkungen auf die Umwelt

Es ist offensichtlich, dass die Vorlage keine spezifischen Auswirkungen auf die Umwelt hat. Zu erwadhnen bleibt, dass der
allgemeine Grundsatz von Artikel 6 Absatz 3 Buchstabe a FIFG, wonach die Forschungsorgane bei der Erfiillung ihrer
Aufgaben die Ziele einer nachhaltigen Entwicklung von Gesellschaft, Wirtschaft und Umwelt beachten, von den bean-
tragten Anderungen nicht tangiert wird. Dies gilt namentlich auch fiir die Innovationsférderung durch die Innosuisse, die
nach wie vor insbesondere Projekte zu fordern hat, welche einen Beitrag zur nachhaltigen Ressourcennutzung leisten
koénnen.

5. Rechtliche Aspekte
5.1 Verfassungsmassigkeit

Die Vorlage stltzt sich auf Artikel 64 Absatz 1 BV, der dem Bund die Kompetenz gibt, die wissenschaftliche Forschung
und Innovation zu férdern.

5.2 Vereinbarkeit mit internationalen Verpflichtungen der Schweiz

Im Rahmen der internationalen Zusammenarbeit im Bereich von Forschung und Innovation bestehen verschiedene
Abkommen und Vereinbarungen, die Verpflichtungen des Bundes oder der Innosuisse enthalten. Wo beispielsweise bei
der Forderung von grenzuberschreitenden Innovationsprojekten gemeinsam mit anderen Landern oder mit internationa-
len Organisationen oder Gremien vereinbarte Férderbedingungen bestehen, muss die Innosuisse bei ihrer Férdertatig-
keit teilweise von dem im Inland geltenden Grundsatz, wonach Beitrdge der Projektférderung ausschliesslich an die
Forschungspartner ausgerichtet werden, abweichen. Heute gibt es dafur nur beschrankt eine Grundlage. Mit der neuen
Regelung wird die grenziberschreitende Foérdertatigkeit rechtlich besser abgestitzt. Die Vorlage ist somit im Sinne der
internationalen Verpflichtungen der Schweiz zur Innovationsférderung.

5.3 Erlassform

Die Vorlage beinhaltet wichtige rechtsetzende Bestimmungen, die nach Artikel 164 Absatz 1 BV in der Form des Bun-
desgesetzes zu erlassen sind. Die Zustandigkeit der Bundesversammlung fir den Erlass des Gesetzes ergibt sich aus
Artikel 163 Absatz 1 BV. Der Erlass untersteht dem fakultativen Referendum.

5.4 Einhaltung der Grundsiatze des Subventionsgesetzes

Die Vorlage andert die heutigen Subventionsbestimmungen zur Férderung der wissenschaftsbasierten Innovation und in
der internationalen Forschungszusammenarbeit. Deshalb werden im Folgenden Aussagen zur Einhaltung der
Grundsétze des Subventionsgesetzes gemacht.

Die Subventionen sind weiterhin legitimiert durch das Interesse des Bundes daran, dass wissenschaftsbasierte Innovati-
on und internationale Forschungszusammenarbeit betrieben werden, denn dadurch wird Wertschopfung in der Schweiz
geschaffen. Die Kantone kénnen diese Aufgaben nicht selbst erfiillen, so dass sie ohne Finanzhilfen des Bundes nicht
hinreichend und auch nicht in anderer Weise einfacher, rationeller oder wirksamer erflllt werden kénnen und die zumut-
baren (brigen Finanzierungsmdglichkeiten nicht ausreichen. Dem Prinzip der Subsidiaritat gegenliber anderen Finanzie-
rungsquellen wird u.a. dadurch Rechnung getragen, dass Beitrdge an Projekte oder Programme nur gewahrt werden,
wenn ohne eine Bundesférderung die Projekte voraussichtlich nicht realisiert wiirden.

Die Grundsatze uUber die Ausgestaltung von Finanzhilfen werden mit der Vorlage eingehalten. Insbesondere wird in der
Regel eine Eigenleistung der Subventionsempfanger gefordert und es missen die zumutbaren Selbsthilfemassnahmen
und weiteren Finanzierungsmoglichkeiten ausgeschdpft werden. Im Rahmen der konkreten Ausgestaltung der Finanzie-
rungsinstrumente der Innovationsférderung auf Stufe der Beitragsverordnung Innosuisse wird den Grundsatzen vertiefte
Beachtung geschenkt.

Die materielle Steuerung der Subventionierung wird insbesondere durch Berichterstattungs- und Controllingvorgaben,
die im Rahmen von Subventionsvertrdgen oder -verfigungen festgesetzt werden, gewahrleistet. Finanziell werden die
Subventionen gesteuert, indem je nach Aufgabe und Instrument entweder Kostenbeitrdge mit der Anforderung einer
bestimmten Eigenbeteiligung oder Pauschalbeitrdge gewahrt werden.

5.5 Delegation von Rechtsetzungsbefugnissen

Mit Artikel 10 Absatz 6 FIFG kann der Bundesrat in der V-FIFG Ausnahmen vom Grundsatz formulieren, wonach die
Reserven des SNF zehn Prozent des jeweiligen jahrlichen Bundesbeitrages nicht tiberschreiten dirfen.

Mit Artikel 19 Absatz 1° und Absatz 3%s VE-FIFG wird die Innosuisse neu zum Erlass gewisser gesetzesvertretender
Bestimmungen in ihrer Beitragsverordnung erméachtigt, indem sie dort die Falle regeln kann, in denen in der internationa-
len Zusammenarbeit Beitrage auch an Umsetzungspartner geleistet werden kénnen und indem sie Kriterien fiir die Be-
stimmung der Héhe der Beteiligung von Jungunternehmen festlegen soll. Dies ist gerechtfertigt, weil dadurch eine be-
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darfsgerechte und wirkungsvolle Innovationsférderung durch den Bund ermdglicht wird. Dabei gilt es zu beachten, dass
die Innosuisse nicht die letzte Beschlussinstanz ist, sondern dass die Bestimmungen der Beitragsverordnung wie bisher
weiterhin der Genehmigung durch den Bundesrat bediirfen.

18



	1. Ausgangslage
	1.2 Geprüfte Alternativen und gewählte Lösung
	1.3 Verhältnis zur Legislaturplanung und zu Strategien des Bundesrates

	2. Grundzüge der Vorlage
	2.1 Neuregelung der Innovationsförderung
	2.2.1 Akademien
	2.2.2 Reserven des SNF
	2.2.3 Reserven der Innosuisse
	Wie der Schweizerische Nationalfonds spricht die Innosuisse Förderbeiträge über mehrere Jahre hinaus zu und führt damit Fördervorbelastungen mindestens im Umfang eines Jahresbudgets mit. Da das jährliche Budget dadurch um rund die Hälfte gebunden ist,...
	2.2.4 Ressortforschung
	2.2.5 Beiträge und Massnahmen in der internationalen Zusammenarbeit im Bereich von Forschung und Innovation
	2.3 Umsetzung

	3. Erläuterungen zu den einzelnen Artikeln
	4. Auswirkungen
	5. Rechtliche Aspekte
	5.1 Verfassungsmässigkeit
	5.2 Vereinbarkeit mit internationalen Verpflichtungen der Schweiz
	5.3 Erlassform
	5.4 Einhaltung der Grundsätze des Subventionsgesetzes
	5.5 Delegation von Rechtsetzungsbefugnissen


